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17. Wa lperiode

Gesetzentwurf

der Landesre ierung

Zweites Gesetz zur Änderung des Korruptionsbekämpfungsgesetzes und weiterer

Gesetze

A Problem

a) Mit dem Artikel 1 des Gesetzes zur Einführung eines Wettbewerbsregisters und zur Änderung

des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränku gen vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2739) hat der

Bund das Gesetz zur Einrichtung und zum Betrieb eines Registers zum Schutz des Wettbewerbs

um öffentliche Aufträge und Konzessionen (Wettbewerbsregistergesetz - WRegG) erlassen.

Der § 12 Absatz 1 Satz 2 WRegG sah in seiner ursprünglichen Fassung vor, dass die

landesrechtlichen Vorschriften über die Errichtung und den Betrieb eines dem geplanten

Wettbewerbsregister des Bundes entsprechenden Registers weiter anzuwenden sind, bis

erstmals eine Rechtsverordnung nach § 10 WRegG in Kraft tritt. Das Vergaberegister des

Landes Nordrhein-Westfalen, das auf der Grundlage der §§ 3 ff. des

Korruptionsbekämpfungsgesetzes (KorruptionsbG) geführt wird, ist ein solches Register.

Durch den Artikel 10 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen

Wettbewerbsbeschränkungen für ein fokussiertes, proaktives und digitales Wettbewerbsrecht

4.0 und anderer Bestimmungen vom 18. Januar 2021 (BGBl. S. 2) - GWB-

Digitalisierungsgesetz - wurde das WRegG erstmals geändert. In der Fassung des GWB-

Digitalisierungsgesetzes bestimmt § 12 Absatz 2 Satz 3 WRegG nunmehr, dass die

landesrechtlichen Registervorschriften auch nach dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach

§ 10 WRegG noch über ein halbes Jahr anwendbar sein werden. Die Anwendbarkeit des

Landesrechts endet gemäß § 12 Absatz 2 Satz 3 WRegG mit dem Entstehen des
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Auskunftsanspruchs von Unternehmen oder natürlichen Personen gemäß § 5 Absatz 2 WRegG

und der Abfragepflicht für Auftraggeber öffentlicher Aufträge gemäß § 6 WRegG. Gemäß § 12

Absatz 2 Satz 2 WRegG werden der § 5 Absatz 2 WRegG und der § 6 WRegG sechs Monate

nach dem Beginn der Verpflichtung zur Datenübermittlung nach den §§ 2 und 4 WRegG

anwendbar sein.

Bei der Schaffung von Regelungen zur Einrichtung und Führung eines Wettbewerbsregisters

kann sich der Bund auf seine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz gemäß Art. 72 Absatz

2 GG in Verbindung mit Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft) berufen.

Damit werden auf der Grundlage des Artikels 72 Absatz 1 GG erlassene Regelungen der Länder

nichtig, die über den in § 12 Absatz 2 Satz 3 WRegG genannten Zeitpunkt hinaus Regelungen

für ein Landesregister treffen, das dem Wettbewerbsregister des Bundes entspricht. Bei den

§§ 3 ff. KorruptionsbG handelt es sich um solche Regelungen. Der Zeitraum, in dem das

Vergaberegister im Einklang mit den bundesrechtlichen Vorschriften auf der Grundlage der

§§ 3 ff. KorruptionsbG betrieben werden könnte, sollte ausgeschöpft  erden.

b) Dem KorruptionsbG liegt der Gedanke zugrunde, dass Bedienstete in öffentlichen Stellen in

besonders korruptionsgefährdeten Bereichen maximal fünf Jahre tätig sein sollen. Es hat sich

gezeigt, dass das derzeitige Zusammenspiel der hierfür einschlägigen §§ 19 und 21

KorruptionsbG die Verwaltungspraxis schon zu unterschiedlichen Wertungen bei der

Festlegung der Gef hrdungsgrade (§19 Absatz 1 KorruptionsbG) kommen lässt. Zwangsläufig

setzt sich die unterschiedliche Verwaltungspraxis bei der Anwendung des Rotationsgebotes

fort.

c) Seit der letzten Novelle durch das Gesetz zur Änderung des

Korruptionsbekämpfungsgesetzes und weiterer Gesetze vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW.

S. 875) hat sich durch Änderungen in Vorschriften, die das KorruptionsbG in Bezug nimmt und

aus Gründen der Rechtsförmlichkeit ein umfassender redaktioneller Überarbeitungsbedarf des

Gesetzes ergeben.

B Lösung

a) Um zu vermeiden, dass die §§ 3 ff. KorruptionsbG mit den Vorschriften des WRegG

kollidieren und Landesrecht trotz Nichtigkeit einen Rechtsschein seiner Wirksamkeit setzt, sind

sie aufzuheben. Durch die Regelungen zum Inkrafttreten in Artikel 11 wird diese Aufhebung

durch den Artikel 11 Absatz 1 einerseits so früh wie möglich und andererseits durch Artikel 11

Absatz 2 Satz 1 nicht früher als nötig in Kraft gesetzt.
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b) Die §§19 und 21 KorruptionsbG si d so zu fassen, dass unterschiedliche Interpretationen

der öf entlichen Stellen zu ihrem Handlungsauftrag bei der Erstellung des

Korruptionsgefahrdungsatlasses und der Anwendung des Rotationsgebotes ausgeschlossen

werden.

c) Vornahme der notwendigen redaktionellen Änderungen.

C Alternativen

Keine.

D Kosten

Keine.

E Zuständigkeit

Zuständig ist das Ministerium des Innern, beteiligt sind sämtliche Ressortministerien.

F Auswirkungen auf die Selbstver altung und die Finanzlage der Gemeinden und

Gemeindeverbände

Keine.

G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte

Keine.

H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen

Die beabsichtigten Änderungen haben keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen

und Männern.

I Auswirkungen auf die nachhalti e Entwicklung (im Sinne der

Nachhaltigkeitsstrategie NRW)

Keine.

J Befristung

Das Gesetz enthält als Änderungsgesetz keine Befristung.
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Zweites Gesetz zur Änderung des Korruptionsbekämpfun sgesetzes und weiterer
Gesetze

Vom X. Monat 2020

Der Landtag hat das folgende Gesetz besc lossen, das hiermit verkündet wird:

20020

Artikel 1

Änderung des Korruptionsbekämpfungsgesetzes

Das Korruptionsbekämpfungsgesetz vom 16. Dezember 2004 (GV. NRW. 2005 S. 8), das
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. März 2018 (GV. NR . S. 172) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 1 Nummer 3 werden das Wort „Gemeindeordnung  durch die Wörter „der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) geändert worden ist“, das
Wort „Kreisordnung“ durch die Wörter „der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.
646), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S.
916) geändert worden ist,“ und das Wort „Landschaftsverbandsordnung“ durch die
Wörter „der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.
Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 29.
September 2020 (GV. NRW. S. 916) geändert worden ist“ ersetzt.

2. § 4 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) In dem Vergaberegister werden zu diesem Zweck Daten
1. über natürliche Personen verarbeitet (§ 7),
a) die von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen worden sind oder
b) bei denen im Sinne des § 5 Absatz 2 ein Eintrag erfolgt ist,
2. über juristische Personen und Personenvereinigungen oder deren Teile verarbeitet (§

V),
a) die von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen worden sind oder
b) deren Beschäftigte im Rahmen des Dienstverhältnisses eine Verfehlung begangen
haben, die im Sinne des § 5 Absatz 2 einzutragen ist.“

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:



„1. Straftaten nach den §§ 331 bis 335a (Vorteilsannahme, Bestechlichkeit,
Vorteilsgewährung, Bestechung, Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und
Bestechung, Ausländische und internationale Bedienstete), 261 (Geldwäsche;
Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte), 263 (Betrug), 264
(Subventionsbetrug), 265b (Kreditbetrug), 266 (Untreue), 266a (Vorenthalten und
Veruntreuen von Arbeitsentgelt), 298 (Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei
Ausschreibungen), 299 (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),
299a (Bestechlichkeit im Gesundheitswesen), 299b (Bestechung im
Gesundheitswesen), 108e (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgem) des
Strafgesetzbuches und nach § 370 der Abgabenordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Dezember 2020 (BGBL I S. 2756) geändert
worden ist, 

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort „nach“ das Wort „den“ und nach dem Wort
„Kriegswaffen“ die Wörter „in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. November
1990 (BGBl. I S. 2506), das zuletzt durch Artikel 36 der Verordnung vom 19. Juni
2020 (BGBl. I S. 1328)) geändert worden ist" eingefugt.

cc) In Nummer 3 wird die Angabe „(GWB)“ durch die Wörter „in der Fassung der
Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Januar 2021 (BGBl. I S. 2) geändert worden ist"
ersetzt.

dd) In Nummer 4 werden nach dem Wort „Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes“ die Wörter
„in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Febmar 1995 (BGBl. I S. 158), das
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. März 2020 (BGBl. I S. 493) geändert
worden ist" eingefixgt.

ee) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5. Verstöße, die zu einem Ausschluss nach § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes
vom 23. Juli 2004 (BGBl. I S. 1842), das zuletzt durch Artikel 26a Absatz 2 des
Gesetzes vom 12. Juni 2020 (BGBl. I S. 1248) geändert worden ist, oder nach § 21 des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vomlO. Juli 2020 (BGBl. I S. 1657) geändert worden ist,
fuh en können oder geführt haben,“

b) In Absatz 2 Nummer 4 wird die Angabe „Strafprozessordnung (StPO)“ durch die Wörter
„der Strafprozeßordnung“ ersetzt.

4. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In den Absätzen 1 und 2 wird die Angabe „Abs.“ jeweils durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „; § 4 Abs. 5 DSG NRW findet entsprechende
Anwendung“ gestrichen.

5. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „erhebt und“ gestrichen.

bb) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.



cc) In den Nummern 9 und 10 wird die Angabe „Abs.  jeweils durch das Wort „Absatz 
ersetzt.

b) In Absatz 3 Nu mer 5 wird die Angabe „Abs. 2 Nr.“ durch die Wörter „Absatz 2
Nummer“ ersetzt.

c) In Absatz 5 Satz 1 und 2 wird die  mgabe „Abs.“ jeweils durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

6. § 8 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Anfragen, ob Eintragungen hinsichtlich der Bieterin oder des Bieters oder der Bewerberin
oder des Bewerbers, die beziehungsweise der den Zuschlag erhalten soll, vorliegen,
sind bei Vergabeverfahren von Liefer- und Dienstleistungen mit einem
Gesamtauftragswert über 25 000 Euro oder bei Bauleistungen 50 000 Euro, jeweils
ohne Umsatzsteuer, von der Vergabestelle vor Erteilung eines öffentlichen Auftrages,
bei Vergabeverfahren oberhalb der EU-Schwellenwerte bereits vor Absendung der
Information nach § 134 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, an die
Informationsstelle zu richten.“

7. In § 9 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 1 Nr. 1 bis 10“ durch die Wörter „Absatz 1
Satz 1“ ersetzt.

8. In § 10 Absatz 3 werden die Angabe „Abs.“ durch die Angabe „Absatz“ und die Angabe
„Verwaltungsverfahrensgesetz NRW“ durch die Wörter „des
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) geändert worden ist,“
ersetzt.

9. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „NRW“ jeweils durch die Wörter „Nordrhein-
Westfalen“ ersetzt.

b) In Satz 1 wird die Angabe „NRW“ durch die Wörter „Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai
2018 (GV. NRW. S. 244, ber. S. 278 und S. 404) in der jeweils geltenden Fassung“
ersetzt.

c) In Satz 2 wird die Angabe „NRW“ durch die Wörter „Nordrhein-Westfalen vom 27.
November 2001 (GV. NRW. S. 806) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

10. § 12 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe „SGB IV“ durch die Wörter „des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung - in der
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011
I S. 363), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S.
2668) geändert worden ist,“ ersetzt.

b) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Bei Hauptverwaltungsbeamtinnen, Hauptverwaltungsbeamten und Vorständen von Anstalten
des öffentlichen Rechts nach § 114a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen und von gemeinsamen Kommunaluntemehmen nach den §§ 27, 28 des
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntmachung
vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert worden ist, sowie den Organen der



landesunmittelbaren Träger der Sozialversicherung im Sinne von § 31 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch ist dienstvorgesetzte Stelle die zuständige
Aufsichtsbehörde. 

11. In § 13 Satz 1 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

12. § 14 wird wie folgt gefasst:

„§ 14
Personalakten

Für die uneingeschränkte Auskunft aus und den Zugang zu Personalakten für die
Prüfeinrichtungen ist § 83 Absatz 2 Satz 3 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom
17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) geändert worden ist, entsprechend anzuwenden. §
95 der Landeshaushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. April
1999 (GV. NRW. S. 158), die zuletzt durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV.
NRW. S. 1030) geändert worden ist, bleibt unberührt.“

13. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „Abs.“ jeweils durch das Wort
„Absatz“ ersetzt und nach dem Wort „schriftlich“ werden die Wörter „oder
elektronisch“ eingefügt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ erset t und
werden nach dem Wort „Aktiengesetzes“ die Wörter „vom 6. September 1965 (BGBl.
I S. 1089), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I
S. 2637) geändert worden ist“ eingefügt.

cc) In Nummer 3 wird die Angabe „Abs.“ jeweils durch das Wort „Absatz“ ersetzt und
werden nach dem Wort „Landesorganisationsgesetzes  die Wörter „vom 10. Juli 1962
(GV. NRW. S. 421), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013
(GV. NRW. S. 566) geändert worden ist,“ eingefügt.

b) In Satz 2 werden das Wort „Gemeindeordnung“ durch die Wörter „der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen“ und das Wort „Kommunale“ durch das Wort
„kommunale“ ersetzt.

14. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 1 LBG“ durch die Wörter „Absatz 1 des
Landesbeamtengesetzes“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „LBG“ durch die Wörter „des Landesbeamtengesetzes“
ersetzt.

15. In § 18 Absatz 1 werden die Wörter „gilt § 41 Beamtenstatusgesetz und § 52 Abs. 5
Landesbeamtengesetz“ durch die Wörter „gelten der § 41 des Beamtenstatusgesetzes
vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom
20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) geändert worden ist, und der § 52 Absatz 5 des
Landesbeamtengesetzes“ ersetzt.

16. § 19 Absatz 2 wird wie folgt geändert:



a) In Satz 1 werden nach dem Wort „korruptionsgefahrdeten  die Wörter „und die besonders
korruptionsgefahrdeten  eingefugt.

b) Folgender Satz wird angefugt:

„Eine Einstufung als besonders korraptionsgefährdeter Bereich setzt voraus, dass das
Verwaltungshandeln in diesem Bereich mit erheblichen Vor- oder Nachteilen für
Dritte verbunden ist. 

17. In § 20 Satz 1 werden die Wörter „Vergabe von Aufträgen“ durch die Wörter
„Beschaffung von Leistungen“ und die Angabe „€“ durch das Wort „Euro“ ersetzt.

18. § 21 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Satz 2“ durch die Angabe „Satz 1“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter „zuständigen Aufsichtsbehörde“ durch das Wort
„Dienstaufsichtsbehörde  ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefugt:

„In den Gemeinden und Gemeindeverbänden ist die Mitteilung nach Satz 2 an die
Aufsichtsbehörde zu richten.“
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Artikel 2

Weitere Änderung des Korruptionsbekämpfungs esetzes

Das Korruptionsbekämpfungsgesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift werden die Wörter „und zur Errichtung und Führung eines
Vergaberegisters in ordrhein-Westfalen“ gestrichen.

2. In § 1 Absatz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 die Wörter „und die Errichtung und
Führung eines Vergaberegisters“ gestrichen.

3. Abschnitt 2 wird aufgehoben.

4. Abschnitt 3 wird Abschnitt 2.

5. § 12 wird § 3 und Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„Liegen Tatsachen  or, die Anhaltspunkte für die Begehung von Straftaten nach den
§§ 331 bis 335a (Vorteilsannahme, Bestechlichkeit, Vorteilsgewährung, Bestechung,
Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung, Ausländische und
internationale Bedienstete), 261 (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter
Vermögenswerte), 263 (Betrug), 264 (Subventionsbetrug), 265b (Kreditbetrug), 266
(Untreue), 266a (Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt), 298
(Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen), 299 (Bestechlichkeit
und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), 299a (Bestechlichkeit im
Gesundheitswesen), 299b (Bestechung im Gesundheitswesen), 108e (Bestechlichkeit
und Bestechung von Mandatsträgem) des Strafgesetzbuches und nach § 370 der
Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I



S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Dezember 2020
(BGBL I S. 2756) geändert worden ist, durch eine natürliche Person oder im
Zusammenhang mit der Dienstausübung durch eine bei einer öffentlichen Stelle
beschäftigten Person darstellen können, zeigt die für die Leitung der öffentlichen
Stelle (§ 1 Absatz 2) verantwortliche Person diese dem Landeskriminalamt an. Das

Gleiche gilt für das für die Prüfung zuständige Mitglied des Landesrechnungshofs, die
Leiterinnen oder Leiter der kommunalen Rechnungsprüfungsämter, die Leiterin oder
den Leiter der Gemeindeprüfungsanstalt und die von der nach § 90 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung - in der
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011
I S. 363), das zuletzt durch Artikel 2c des Gesetzes vom 14. Oktober 2020 (BGBl. I S.
2112) geändert worden ist, zuständigen Aufsichtsbehörde für die Prüfung benannte
Person, wenn bei den Prüfungen Anhaltspunkte nach Satz 1 festgestellt werden. Im
Fall einer Anzeige nach Satz 2 ist in der Regel die Leiterin oder der Leiter der
betroffenen Behörde oder Einrichtung über die Anzeige unverzüglich zu unterrichten.
Richten sich die Anhaltspunkte für Verfehlungen gegen die in Satz 1 bezeichneten, für
die Leitung der öffentlichen Stellen verantwortlichen Personen, obliegt der
dienstvorgesetzten Stelle die Anzeigepflicht gegenüber dem Landeskriminalamt. Bei
Hauptverwaltungsbeamtinnen, Hauptverwaltungsbeamten und Vorständen von
Anstalten des öffentlichen Rechts nach § 114a der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen und von gemeinsamen Kommunahmtemehmen nach den §§ 27,
28 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621), das zuletzt durch Artikel
8 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert worden ist, sowie
den Organen der landesunmittelbaren Träger der Sozialversicherung im Sinne von §
31 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch ist dienstvorgesetzte Stelle die zuständige
Aufsichtsbehörde. 

6. § 13 wird § 4 und in Satz 1 wird die Angabe „5 Absatz 1“ durch die Wörter „3 Absatz 1
Satz 1  ersetzt.

7. Die §§ 14 und 15 werden die §§ 5 und 6.

8. Abschnitt 4 wird Abschnitt 3.

9. Die §§ 16 bis 18 werden die §§ 7 bis 9.

10. Abschnitt 5 wird Abschnitt 4.

11. Die §§ 19 und 20 werden die §§ 10 und 11.

12. § 21 wird § 12 und in Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „19  durch die Angabe „10“
ersetzt.

13. Abschnitt 6 wird Abschnitt 5.

14. §22 wird § 13.
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Artikel 3

Aufhebung der Vergaberegisterverordnun 



Die Vergaberegisterverordnung vom 14. Dezember 2017 (GV. NRW. S. 952) wird

aufgehoben.

2021

Artikel 4

Änderung der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen

In § 28 Absatz 2 Satz 7 der Kreisordnu g für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), die zuletzt durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) geändert worden ist, wird die Angabe
„§ 16  durch die Angabe „§ 7  ersetzt.

2021

Artikel 5

Änderung des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr

In § 12 Absatz 6 Satz 6 des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), das zuletzt durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) geändert worden ist, wird die Angabe
„§ 16“ durch die Angabe „§ 7“ ersetzt.

2022

Artikel 6

Änderung der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen

In § 15 Absatz 4 Satz 6 der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), die zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) geändert worden ist,
wird die Angabe „§ 16“ durch die Angabe „§ 7“ ersetzt.

2023

Artikel 7

Änderung der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen

In § 43 Absatz 3 Satz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) geändert worden ist,
wird die Angabe „§ 16“ durch die Angabe „§ 7“ ersetzt.

205

Artikel 8

Änderung der Aufgabenverordnung LKA

In § 6 Absatz 1 Nummer 2 der Aufgabenverordnung LKA vom 26. November 2020 (GV.
NRW. S. 1117) wird die Angabe „§ 12“ durch die Angabe „§ 3“ ersetzt.

2251



Artikel 9

Änderung des WDR-Gesetzes

In § 55b Satz 1 des WDR-Gesetzes in der Fassung der Bekanntmachu g vom 25. April 1998
(GV. NRW. S. 265), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. April 2020 (GY.  RW.
S. 284) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 16  durch die Angabe „§ 7“ ersetzt.

2251

Artikel 10

Änderung des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfalen

In § 95 Absatz 5 Satz 1 des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfalen vom 2. Juli 2002
(GV. NRW. S. 334), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. April 2020 (GV. NRW.
S. 284) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 16“ durch die Angabe „§ 7“ ersetzt.

Artikel 11

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Sofern § 5 Absatz 2 und § 6 des Wettbewerbsregistergesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I
S. 2739) in der jeweils geltenden Fassung am Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes noch
nicht verpflichtend anwendbar sind, treten die Artikel 2 bis 10 an dem Tag ihrer erstmaligen
verpflichtenden Anwendbarkeit in Kraft. Das für Inneres zuständige Ministerium gibt den Tag
des Inkrafttretens der Artikel 2 bis 10 im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land
Nordrhein-Westfalen gesondert bekannt.

Düsseldorf, den X. Monat 2021

Die Landesregierung

N ordrhein-W estfalen

Der Ministerpräsident

Armin Laschet

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim S t a m p

Der Minister der Finanzen

Lutz Lienenkämper



Der Minister des Inner 

Herbert Reul

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas Pinkwart

Der Minister f r Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef L a u m a n n

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne Gebauer

Die Ministerin f r Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung

Ina Scharrenbach

Der Minister der Justiz

Peter Biesenbach

Der Minister f r Verkehr

Hendrik Wüst

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz

Ursula Heinen-Esser

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel Pfeiffer-Poensgen

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie Internationales

Dr. Stephan Holthoff-Pförtner



Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Kernstück des Gesetzesentwurfs ist die Aufhebung der Vorschriften über das nordrhein-westfälische
Vergaberegister. Der Zweck dieses Registers besteht im Austausch von Informationen über die
Zuverlässigkeit von natürlichen Personen, juristischen Personen und Personenvereinigungen zwischen

öffentlichen Stellen bei der Vergabe öf entlicher Aufträge. Diese Informationen sind zukünftig in
einem Wettbewerbsregister des Bundes enthalten, so dass dieses Register mit der Aufnahme seines
Betriebes die Funktion des Vergaberegisters des Landes Nordrhein-Westfalen übernimmt.

Mit dem Artikel 1 des Gesetzes zur Einführung eines Wettbewerbsregisters und zur Änderung des

Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2739) hat der Bund das
Gesetz zur Einrichtung und zum Betrieb eines Registers zum Schutz des Wettbewerbs um öf entliche

Aufträge und Konzessionen (Wettbewerbsregistergesetz - WRegG) erlassen. Durch den Artikel 10 des

Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen für ein fokussiertes,
proaktives und digitales Wettbewerbsrecht 4.0 und anderer Bestimmungen vom 18. Januar 2021

(BGBl. S. 2) - GWB-Digitalisierungsgesetz - wurde das WRegG erstmals geändert. Der § 12 Absatz 1

Satz 2 WRegG sah in der Ursprungsfassung vor, dass die landesrechtlichen Vorschriften über die
Errichtung und den Betrieb eines dem geplanten Wettbewerbsregister des Bundes entsprechenden

Registers weiter anzuwenden sind, bis erstmals eine Rechtsverordnung nach § 10 WRegG in Kraft

tritt. Das Vergaberegister des Landes Nordrhein-Westfalen, das auf der Grundlage der §§ 3 ff. des

Korruptionsbekämpfungsgesetzes (KorruptionsbG) geführt wird, ist ein solches Register.

Indem der Artikel 10 Nummer 8 des GWB-Digitalisierungsgesetzes den § 12 WRegG neu gefasst hat,
wurde die Dauer der Anwendbarkeit der Vorschriften über das Vergaberegister des Landes Nordrhein-
Westfalen verlängert. Der § 12 WRegG hat in seiner Neufassung folgenden Wortlaut:

„§ 12

Anwendungsbestimmungen; Verkündung von Rechtsverordnungen

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat

1. das Vor liegen der Voraussetzungen für die elektronische Datenübermittlung entsprechend § 9
Absatz 1 festzustellen und

2. die Feststellung nach Nummer 1 im Bundesanzeiger bekannt zu machen.

(2) Die §§ 2 und 4 sind nach Ablauf des Monats, der auf den Tag der Bekanntmachung nach Absatz 1
Nummer 2 folgt, anzuwenden; dieser Tag ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

unverzüglich im Bundesanzeiger bekannt zu machen. § 5 Absatz 2 und § 6 sind sechs Monate nach
dem in Satz 1 genannten Tag anzuwenden; abweichend hiervon kann die Registerbehörde einem

Auftraggeber auf dessen Ersuchen die Möglichkeit zur Abfrage nach § 6 Absatz 1 und 2 bereits ab
dem in Satz 1 bezeichneten Tag eröffnen. Bis zur verpflichtenden Anwendung der in Satz 2
bezeichneten Vorschriften sind die landesrechtlichen Vorschriften über die Errichtung und den Betrieb
eines dem § 1 entsprechenden Registers weiter anzuwenden.

(3) Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz können abweichend von § 2 Absatz 1 des Verkündungs¬

und Bekanntmachungsgesetzes im Bundesanzeiger verkündet werden. 



Die Ei richtung und der Betrieb des Wettbewerbsregisters des Bundes und des Vergaberegisters des

Landes Nordrhein-Westfalen sind im Wesentlichen dem Recht der Wirtschaft im Sinne des Art. 74
Absatz 1 Nummer 11 GG zuzuordnen. Dementsprechend konnte das Land Nordrhein-Westfalen mit

den §§ 3 ff. KorruptionsbG im Abschnitt 2 des KorruptionsbG gestützt auf Art. 72 Absatz 1 GG
Regelungen für ein Vergaberegister des Landes treffen. Die Gesetzgebungskompetenz der Länder
gemäß Art. 72 Absatz 1 GG besteht allerdings nur, solange und soweit der Bund von seiner

Gesetzgebungskompetenz nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat. Mit dem Erlass des WRegG

kommt es somit zu einer Kollision von Landesrecht und Bundesrecht bei einer dem Art. 72 Absatz 2
GG zuzuordnenden Materie. Trifft bei dieser Konstellation Bundesrecht auf zuvor erlassenes

Landesrecht, so hebt das Bundesrecht die kollidierenden landesrechtlichen Bestimmungen wegen

deren Nichtigkeit auf (vgl. z.B. Sannwald in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 31 Rn.

21; März in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 31 Rn. 43; Kunig in: v. Münch/Kunig, GGKII, 6.
Aufl. 2012, Art. 72 Rn. 8; Wollenschläger, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 72, Rn. 217;
Oeter in: v.Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 72 Rn. 87).

Ob sich die Nichtigkeit in diesem Fall aus Art. 31 GG ergibt, wie es das Bundesverwaltungsgericht in
einer Entscheidung aus dem Jahr 1992 ausgeführt hat (BVerwG NVwZ 1993, 1197f.), oder alleine der
Verstoß gegen die Kompetenzordnung des Art. 72 Absatz 1 GG mit der Nichtigkeitsfolge verbunden
ist, was in der verfassungsrechtlichen Literatur die vorherrschende Auffassung sein dürfte

(ausdrücklich in diesem Sinne Kunig, Oeter mit Fußnote 150 und Wollenschläger; jeweils a.a.O.), ist
umstritten. Das Bundesverfassungsgericht hat sich - soweit ersichtlich - zu der Frage, ob die
Nichtigkeit aus Art. 31 GG oder aus Art. 72 Absatz 1 GG folgt, noch nicht eindeutig festgelegt. Im
Beschluss vom 11. Oktober 1966 - 1 BvR 164, 178/64 - werden die Art. 31, 72 Absatz 1 GG noch
gemeinsam zur Begründung der Nichtigkeit landesrechtlicher Vorschriften angeführt (BVerfGE 29,
11, 17). Demgegenüber stützt sich der Beschluss vom 29. Januar 1974 - 2 BvN 1/69 - eindeutig auf

Art. 72 Absatz 1 GG, wobei es hier allerdings darum ging, wie die Rechtslage zu beurteilen ist, wenn
ein Land eine Regelung trifft, nachdem der Bund von seiner konkurrierenden
Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht hat (BVerfGE 36, 342, 363 f.) Im Rahmen dieses
Gesetzgebungsverfahrens kann es letztlich dahingestellt bleiben, aus welcher Verfassungsnorm sich

die Nichtigkeit herleitet. Denn im Ergebnis kämen beide Begründungsansätze zu dem Ergebnis der
Nichtigkeit der Vorschriften des 2. Abschnitts des KorruptionsbG, sobald diese mit den
bundesrechtlichen Vorschriften kollidieren.

Da der Bundesgesetzgeber in § 12 Absatz 2 Satz 3 WRegG angeordnet hat, dass die bestehenden
landesrechtlichen Vorschriften bis zur verpflichtenden Anwendung der in § 12 Absatz 2 Satz 2
WRegG bezeichneten Vorschriften weiter anzuwenden sind, tritt die Nichtigkeit des 2. Abschnitts des
KorruptionsbG erst zu diesem Zeitpunkt ein.

Nach der Regelung in § 12 Absatz 2 WRegG ist die maßgebliche zeitliche Abfolge so, dass nach
Maßgabe des § 12 Absatz 2 Satz 1 WRegG zunächst die Verpflichtung gemäß den §§ 2 und 4 WRegG
zur Datenübermittlung an die Registerbehörde eintritt. Der Auskunftsanspruch von Unternehmen oder

natürlichen Personen über den sie betreffenden Inhalt des Wettbewerbsregisters gemäß § 5 Absatz 2
WRegG und die Abfiragepflicht öffentlicher Auftraggeber nach § 6 WRegG besteht gemäß § 12
Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 WRegG erst sechs Monate nach dem Eintreten der Mitteilungspflicht. Bis
zum Entstehen des Auskunftsanspruchs und der Abfragepflicht lässt § 12 Absatz 2 Satz 3 WRegG die
Anwendung der landesrechtlichen Vorschriften über die Errichtung und den Betrieb solcher Register

wie dem Vergaberegister des Landes Nordrhein-Westfalen weiter zu. Das WRegG steht somit

landesrechtlichen Vorschriften  ie denen des 2. Abschnitts des KorruptionsbG erst nach über sechs
Monaten nach dem Tag der Bekanntmachung über die Feststellung des Vorliegens der
Voraussetzungen für die elektronische Datenübermittlung entsprechend § 9 Absatz 1 WRegG im

Bundesanzeiger mit der Nichtigkeitsfolge entgegen (vgl. § 12 Absatz 2 Satz 3, 2 in Verbindung mit
Absatz 1 Nummer 2 WRegG).



Der rechtliche Befund der Nichtigkeit der kollidierenden Landesregelungen ist indes nur das eine, das

andere ist der Umstand, dass es alleine dem Bundesverfassungsgericht zukommt, verbindlich über die
Unvereinbarkeit von Landesrecht mit dem Grundgesetz zu befinden und dessen  ichtigkeit zu
erklären. Solange der 2. Abschnitt des KorruptionsbG nicht auch förmlich durch den
Landesgesetzgeber aufgehoben ist, erzeugen die dortigen Vorschriften weiterhin den Rechtsschein

verfassungsgemäßer und verbindlicher Regelungen. Um für das Landesrecht Klarheit zu schaffen, sind
die Vorschriften des KorruptionsbG, die das Vergaberegister betreffen, daher aufgrund der

entgegenstehenden bundesrechtlichen Regelungen aufzuheben. Gleichzeitig sollte das Vergaberegister
des Landes nicht zu einem Zeitpunkt außer Betrieb genommen werden, zu dem es hierfür noch keine
verfassungsrechtliche Notwendigkeit gibt. Die Regelung in Artikel 11 zum Inkrafttreten gewährleistet,
dass der vom WRegG betroffene 2. Abschnitt des KorruptionsbG so früh wie möglich, aber auch nicht
früher als nötig aufgehoben wird.

Neben der Aufhebung der Vorschriften zum Vergaberegister sollen mit dem Gesetz auch
gegenstandslos gewordene Bestimmungen gestrichen und redaktionelle Anpassungen vorgenommen
werden. Um den gesetzlichen Rahmen für die öffentlichen Stellen bei der Erstellung der sogenannten

Korruptionsgefahrdungsatlanten deutlicher abzustecken und den Inhalt des Rotationsgebots in
besonders korruptionsgefahrdeten Bereichen klarer zu fassen, werden zudem die diesen

Regelungsbereichen zugrundeliegenden Vorschriften (§§19 und 21) präzisiert.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs und Erforderlichkeit

Mit dem vorliegenden Entwurf soll das Gesetz in zwei Phasen geändert werden. Der Artikel 1 enthält

die Änderungen, die am Tag nach der Verkündung in Kraft treten sollen. Hierbei handelt es sich um
diejenigen Änderungen des KorruptionsbG, die nicht durch das WRegG des Bundes veranlasst sind.

Im Wesentlichen dienen diese Änderungen der redaktionellen Anpassung an die aktuell gültigen
Anforderungen an die Rechtsförmlichkeit von Gesetzestexten oder die Änderungen ergeben sich aus
Änderungen an Gesetzen, auf die im KorruptionsbG verwiesen wird. Außerdem erfolgt eine

Bereinigung um gegenstandslos gewordene Passagen in einigen Vorschriften. Inhaltliche Änderungen
erfolgen in dieser Phase mit dem Artikel 1 des Gesetzentwurfs durch Nummer 13 (Änderung des § 16
durch Einführung einer elektronischen Übermittlungsmöglichkeit), Nummer 16 (Änderung der
Regelung zum Korruptionsgefahrdungsatlas in § 19 Absatz 2), Nummer 17 (Vieraugenprinzip) und
der Nummer 18 (Änderung der Regelungen zum Rotationsgebot in § 21).

Die Artikel 2 bis 10 bilden die zweite Phase des Gesetzentwurfs. Sofern landesrechtliche Vorschriften
über die Errichtung und den Betrieb eines dem Wettbewerbsregister entsprechenden Landesregisters
am Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes nach den Bestimmungen des WRegG noch anwendbar

sind, treten die Artikel 2 bis 10 erst zu dem in Artikel 11 Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitpunkt in
Kraft. Andernfalls treten auch die Artikel 2 bis 10 am Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft.

Die Anwendbarkeit der landesrechtlichen Registerregelungen endet mit dem Zeitpunkt, zu dem der
Auskunftsanspruch von Unternehmen und natürlichen Personen gemäß § 5 Absatz 2 WRegG und die

Abfragepflicht für Auftraggeber öffentlicher Aufträge gemäß § 6 Absatz 1 WRegG einsetzen.
Dementsprechend stellt der Artikel 11 Absatz 2 durch seine Anknüpfung an die erstmalige
verpflichtende Anwendbarkeit des § 5 Absatz 2 und des 6 WRegG auf den Zeitpunkt ab, zu dem die
Vorschriften des zweiten Abschnitts des KorruptionsbG spätestens nichtig werden. Die Nichtigkeit

dieser Vorschriften ist durch die Streichung der Passagen zum Vergaberegister in der Überschrift des
Gesetzes und in § 1 sowie durch die förmliche Aufhebung des zweiten Abschnitts des KorruptionsbG
nachzuzeichnen. Mit dem Inkrafttreten der Aufhebung des zweiten Abschnitts des KorruptionsbG



entfällt unmittelbar die Rechtsgrundlage für den weiteren Betrieb des Vergaberegisters. Es können
also keine Daten mehr an und durch das Vergaberegister übermittelt werden, die vorhandenen Daten
sind mangels einer Rechtsgrundlage für die Speicherung zu löschen.

Ohne die Aufhebung des zweiten Abschnitts mit den dortigen Bestimmungen befände sich die
Verwaltungspraxis in der Situation, dass sie Normen vorfindet, die sie wegen eines Verstoßes gegen

die Kompetenzordnung des Grundgesetzes zwar als nichtig erkennt, die sie aber gleichzeitig wegen
des Verwerfungsmonopols des Bundesverfassungsgerichts nicht ignorieren dürfte und wegen ihrer
Bindung an die Gesetze (Art. 20 Absatz 3 GG) anzuwenden hätte.

Die Lücke, die durch die Streichung des zweiten Abschnitts bei den §§ 3 bis 11 KorruptionsbG
entsteht, ist durch ein „Aufrücken  der bisher ab § 12 KorruptionsbG nachfolgenden Vorschriften zu
schließen. Durch diese Neuordnung des KorruptionsbG bleibt das Gesetz aus einem Guss lesbar. Bei

einem Gesetz, das insgesamt aus dreizehn tatsächlich vorhandenen Paragrafen besteht, wäre eine aus

neun Paragrafen bestehende Lücke zwischen den §§ 3 bis 11 besonders störend und nicht im Sinne der
Anwenderfreundlichkeit. Durch die Verschiebungen im KorruptionsbG werden redaktionelle

Anpassungen in den Gesetzen erforderlich, die auf Vorschriften des KorruptionsbG verweisen. Diese
redaktionellen Anpassungen werden mit den Artikeln 4 bis 10 vorgenommen.

III. Gesetzesfolgen

Eine Auswirkung des Gesetzes auf Einzelpreise, Preisniveau oder Verbraucherpreise ist nicht zu
erwarten. Ein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft entsteht nicht. AufSeiten der öffentlichen
Verwaltung entfällt der mit der Führung des Vergaberegisters verbundene Aufwand.

IV. Befristung

Als Änderungsgesetz bedarf das Gesetz keiner eigenen Befristung.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1:

Zu Nummer 1

Die Änderungen dienen der Vereinheitlichung der Gesetzessprache auf der Grundlage der aktuellen
Anforderungen an die Rechtsförmlichkeit von Gesetzestexten.

Zu Nummer 2

Die in § 4 Absatz 3 Nummer 1 und 2 jeweils eingangs verwendete Formulierung „gespeichert und
verarbeitet (§ 7)  ist angesichts des weiten Verarbeitungsbegriffs des Art. 4 Nummer 2 der
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
4.5.2016, S. 1, ber. ABI. L 314 vom 22.11.2016, S. 72, ABI. L 127 vom 23.5.2018, S. 2) (DSGVO)

insoweit unpräzise, als die Speicherung eine Form der Verarbeitung darstellt. Die Wörter „gespeichert
und“ bedürfen daher keiner besonderen Erwähnung und werden gestrichen.



Darüber hinaus wird der Gesetzestext an die aktuellen Anforderungen an die Rechtsförmlichkeit von
Gesetzestexten angepasst.

Zu Nummer 3

Die Änderungen dienen der Vereinheitlichung der Gesetzessprache auf der Grundlage der aktuellen
Anforderungen an die Rechtsförmlichkeit von Gesetzestexten.

Nach der letzten Änderung des § 5 Absatz 1 Nummer 1 durch das Gesetz vom 19.12.2013 (GV. NRW.
S. 875) wurden die §§ 299a (Bestechlichkeit im Gesundheitswesen), 299b (Bestechung im
Gesundheitswesen) und 335 (Ausländische und internationale Bedienstete) neu in das Strafgesetzbuch
eingefugt. Wegen deren Bedeutung für die Korruptionsbekämpfung sind diese Tatbestände in den
Katalog des § 5 Absatz 1 Nummer 1 aufzunehmen. Da dieser Katalog nach dem Inkrafttreten des

Artikels 2 dieses Gesetzes in den § 3 (neu) überführt wird, hat diese Änderung nicht nur für die
verbleibende Übergangszeit der Geltung des § 5 Absatz 1 Nummer 1 Relevanz.

Zu Nummer 4

a) Die Änderungen dienen der Vereinheitlichung der Gesetzessprache auf der Grundlage der aktuellen
Anforderungen an die Rechtsförmlichkeit von Gesetzestexten.

b) Mit § 6 Absatz 1 werden öf entliche Stellen und Stellen nach § 1 Absatz 1 Nummer 5 bei Vorliegen
der genannten Voraussetzungen zur Meldung an das Vergaberegister verpflichtet. Die DSGVO erfasst
solche Anlässe der Datenverarbeitung unter Art. 6 Absatz 1 c DSGVO. Ein Widerspruchsrecht gemäß

Art. 21 Absatz 1 DSGVO besteht für Datenverarbeitungen auf der Grundlage des Art. 6 Absatz 1 c
DSGVO nicht. Diese Rechtslage ist redaktionell nachzuzeichnen, indem der Verweis auf den seit dem
am 25. Mai 2018 erfolgten Inkrafttreten des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai

2018 (GV. NRW. S. 244, ber. S. 278 und S. 404) nicht mehr vorhandenen „§ 4 Absatz 5 DSG NRW 
in der Fassung vom 09.06.2000 gestrichen wird. Die Pflicht der meldenden Stelle nach § 6 Absatz 3
Satz 1 zur Anhörung der betroffenen Person oder Personenvereinigung besteht auch nach dieser
Streichung fort.

Zu Nummer 5

Die Formulierung „erhebt und verarbeitet“ in dem Satzteil vor Nummer 1 ist angesichts des weiten

Verarbeitungsbegriffs des Art. 4 Nummer 2 DSGVO insoweit unpräzise, als die Erhebung eine Form
der Verarbeitung darstellt und daher keiner besonderen Erwähnung bedarf. Die Wörter „erhebt und 
sind daher zu streichen.

Darüber hinaus erfolgen eine redaktionelle Korrektur und Änderungen zur Vereinheitlichung der
Gesetzessprache auf der Grundlage der aktuellen Anforderungen an die Rechtsförmlichkeit von
Gesetzestexten.

Zu Nummer 6

Redaktionelle Änderung infolge einer Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
sowie zur Vereinheitlichung der Gesetzessprache auf der Grundlage der aktuellen Anforderungen an
die Rechtsförmlichkeit von Gesetzestexten.

Zu Nummern 7 bis 11

Die Änderungen dienen der Vereinheitlichung der Gesetzessprache auf der Grundlage der aktuellen
Anforderungen an die Rechtsförmlichkeit von Gesetzestexten.

Zu Nummer 12



Die redaktionellen Änderungen erfolgen aufgrund einer Änderung des Landesbeamtengesetzes sowie
zur Vereinheitlichung der Gesetzessprache auf der Grundlage der aktuellen Anforderungen an die
Rechtsförmlichkeit von Gesetzestexten.

Zu Nummer 13

Die Ergänzung einer elektronischen Übermittlungsmöglichkeit für die gemäß § 16 Absatz 1 Satz 1 zu
übermittelnden Auskünfte geht auf den Bericht des Ministers für Wirtschaft, Innovation,
Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen vom 19. Dezember 2018 (LT-Vorlage

17/1525) zur Verzichtbarkeit der Anordnungen der Schriftform und des persönlichen Erscheinens im
Verwaltungsrecht des Landes Nordrhein-Westfalen an den Landtag Nordrhein-Westfalen zurück.

Unter Nummer 6 wird dort ausgeführt, dass beabsichtigt sei, „alle Landesressorts zu verpflichten, bei
der Ausgestaltung von neuen Regelungsentwürfen darauf zu achten, dass - dort, wo es möglich ist -
auf Schriftformerfordemisse verzichtet wird und/oder niederschwellige Möglichkeiten für eine
elektronische Verfahrensabwicklung vorgesehen werden.  Es spricht nichts dagegen, im Rahmen des

§ 16 Absatz 1 Satz 1 ergänzend die Möglichkeit zur elektronischen Auskunftserteilung einzuräumen.

Die übrigen Änderungen dienen der Vereinheitlichung der Gesetzessprache auf der Grundlage der
aktuellen Anforderungen an die Rechtsförmlichkeit von Gesetzestexten.

Zu Numme   14 und 15

Die Änderungen dienen der Vereinheitlichung der Gesetzessprache auf der  r ndlage der aktuellen
Anforderungen an die Rechtsförmlichkeit von Gesetzestexten.

Zu Nummer 16

a) § 19 Absatz 2 ist im Zusammenhang mit § 21 zu betrachten. Dieser schreibt in § 21 Absatz 1 für
besonders korruptionsgefährdete Bereiche ein Rotationsgebot vor. Daher ist in § 19 Absatz 2 zu
verdeutlichen, dass die Pflicht zur Festlegung korruptionsgefährdeter Bereiche auch die Pflicht zur
Differenzierung zwischen korruptionsgefährdeten Bereichen und besonders kormptionsgefährdeten
Bereichen beinhaltet. Die Einstufung eines Bereiches als kormptionsgefährdet oder besonders
korruptionsgefahrdet wird nach pflichtgemäßem Ermessen getroffen.

b) Da die Einstufung als besonders kormptionsgefahrdeter Bereich das Rotationsgebot des § 21
Absatz 1 Satz 1 auslöst, wird in dem neuen Satz 3 bestimmt, dass hierfür nur solche Bereiche in frage

kommen, in denen Entscheidungen von einigem Gewicht zu treffen sind. Eine weitere Ausschärfung

der Grenzziehung zwischen kormptionsgefährdeten und besonders korruptionsgefährdeten Bereichen
sollte in einer Fortschreibung des Runderlasses zur Verhütung und Bekämpfung von Korruption in der
öffentlichen Verwaltung vom 20.08.2014 (SMB1. NRW. 20020) erfolgen.

Zu Nummer 17

Das Vieraugenprinzip des § 20 erfasst auch Direktaufträge im Sinne des § 14 der Verfahrensordnung
für die Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte

(Unterschwellenvergabeordnung - UVgO) - Ausgabe 2017 - vom 2. Februar 2017 (BAnz AT
07.02.2017 Bl, ber. BAnz AT 08.02.2017 Bl). Kennzeichnend für Direktaufträge ist, dass hier eben

gerade kein förmliches Vergabeverfahren durchgeführt wird. Indem auf eine „Beschaffung von

Leistungen  anstatt auf eine „Vergabe von Aufträgen“ abgestellt wird, ist nun gewährleistet, dass die
Begrifflichkeiten des § 20 mit denen des Vergaberechts unmissverständlich im Einklang stehen.

Die weitere Änderung dient der Vereinheitlichung der Gesetzessprache auf der Grundlage der
aktuellen Anforderungen an die Recht förmlichkeit von Gesetzestexten.

Zu Nummer 18



a) § 19 Absatz 2 Satz 1 (neu) besagt, dass die besonders korruptionsgefahrdeten Bereiche intern
festzulegen sind. Dementsprechend ist in § 21 Absatz 1 auch auf den neu gefassten Satz 1 des § 19

Absatz 2 zu verweisen, um klarzustellen, dass nur für diese besonders korruptionsgefahrdeten
Bereiche das Rotationsgebot des § 21 Absatz 1 Satz 1 gilt.

b)

aa) Der bisherige Text legt nicht ausdrücklich fest, ob mit der „zuständigen Aufsichtsbehörde  gemäß
Absatz 2 Satz 2 die Dienst- oder die Fachaufsichtsbehörde gemeint ist. Da es sich bei der Umsetzung
des Rotationsgebotes um eine Personalangelegenheit zum Zweck der Korruptionsprävention handelt,
ist die Dienstaufsichtsbehörde richtiger Adressat der Mitteilung nach § 21 Absatz 2 Satz 2.

bb) Für die Gemeinden und Gemeindeverbänden gibt es anders als für Landesbehörden keine
übergeordneten Dienstaufsichtsbehörden. Deswegen verbleibt es für diese wie bislang bei der
Zuständigkeit der allgemeinen Aufsichtsbehörden.

Zu Artikel 2

Zu Nummern 1 und 2

Da das KorruptionsbG mit Inkrafttreten des Artikels 2 keine Regelungen für ein Vergaberegister mehr
enthält, sind die auf ein Vergaberegister hinweisenden Teile in der Überschrift und in der Bestim ung
zum Geltungsbereich (§ 1) zu streichen.

Zu Nummer 3

Aus den eingangs unter A.I. geschilderten Gründen wird der zweite Abschnitt des Gesetzes mit den §§
3 ff. zu dem Zeitpunkt nichtig, zu dem das WRegG landesrechtliche Vorschriften über die Errichtung
und den Betrieb von Registern, die dem Wettbewerbsregister entsprechen, für unanwendbar erklärt.

Obwohl an dieser Einschätzung keine Zweifel bestehen dürften, steht es der Verwaltung nicht zu, die
Regelungen aus eigener Befugnis zu verwerfen oder gar aus dem Gesetz- und Verordnungsblatt des
Landes Nordrhein-Westfalen zu tilgen. Hierfür bedarf es einer förmlichen Aufhebung durch den

Landesgesetzgeber. Diese ist auch geboten. So hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom
26. Juli 1972 - 2 BvF 1/71 - für eine im Ergebnis vergleichbare Situation der faktischen Existenz
nichtiger Gesetze betont, dass dies „unverzüglich durch den Gesetzgeber ,in Ordnung zu bringensei
(BVerfGE 34, 9, 26). Diesem Handlungsbedarf ist durch die Streichung des zweiten Abschnitts mit
den §§ 3 ff. Rechnung zu tragen.

Zu Num er 4

Aus Gründen der Anwenderffeundlichkeit ist die durch die Aufhebung des zweiten Abschnitts
entstehende Lücke dadurch zu schließen, dass die nachfolgenden Abschnitte und Paragrafen nach
vorne rücken, um ein durchgängig durchnummeriertes Gesetz zu erhalten.

Zu Nummer 5

Redaktionelle Folgeänderung (siehe Begründung zu Artikel 2 Nummer 4), mit der überdies die bisher
durch den Verweis auf den (nunmehr wegfallenden) § 5 Absatz 1 Nummer 1 (alt) getroffenen
Regelungen durch eine ausdrückliche Benennung der Verfehlungen ersetzt  erden, die die

Anzeigepflicht nach § 3 (neu) auslösen.

Zu Nummer 6

Redaktionelle Folgeänderung (siehe Begründung zu Artikel 2 Nummer 4), mit der zudem der
bisherige Verweis durch die Beschränkung auf den Satz 1 des § 3 Absatz 1 (neu) präzisiert wird.

Zu Nummern 7 bis 14

Redaktionelle Folgeänderungen (siehe Begründung zu Artikel 2 Nummer 4).



Zu Artikel 3

Zum Zeitpun t der Einstellung des Betriebs des Vergaberegisters wird die Vergaberegisterverordnung
gegenstandslos.

Zu Artikeln 4 bis 7

Redaktionelle Folgeänderungen, die sich daraus ergeben, dass aus § 16 (alt) der § 7 (neu) wird.

Zu Artikel 8

Redaktionelle Folgeänderung, die sich daraus ergibt, dass aus § 12 (alt) der § 3 (neu) wird.

Zu Artikeln 9 und 10

Redaktionelle Folgeänderungen, die sich daraus ergeben, dass aus § 16 (alt) der § 7 (neu) wird.

Zu Artikel 11

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.

Sollten § 5 Absatz 2 WRegG und§ 6 WRegG am Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes bereits
verpflichtend anzuwenden sein, tritt dieses Gesetz gemäß Artikel 11 Absatz 1 in Gänze am Tag nach
seiner Verkündung in Kraft.

Steht das WRegG allerdings einer Anwendung der Vorschriften über die Errichtung und den Betrieb
des Vergaberegisters am Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes nicht entgegen, so wird mit dem

Artikel 11 Absatz 2 Satz 1 eine Regelung getroffen, nach der die Artikel 2 bis 10 zu einem späteren
Zeitpunkt in Kraft treten. Diese Regelung stellt sicher, dass das Vergaberegister des Landes so lange
betrieben wird, bis das Wettbewerbsregister seinen Betrieb umfassend verpflichtend aufnimmt.

Durch die gesonderte Bekanntmachung des Zeitpunkts des Inkrafttretens der Artikel 2 bis 10 gemäß
Artikel 12 Absatz 2 Satz 2 wird für die Normadressaten unmittelbar Rechtsklarheit geschaffen.


